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Inhalt: Anleihegeſetz zur Bereitſtellung von Mitteln für Kleinbahnen, S. 381. — Ausführungsbeſtimmungen zum Reichs- 


mietengeſetz, S ase. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamts, 
blätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 392: . 


(Nr. 12588.) Anleihegeſetz zur Bereitſtellung von Mitteln für Kleinbahnen. Vom 4. Auguſt 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: ä 


D 8 8 1. 
(1) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, die folgenden Beträge zu verwenden: 
I. Zur weiteren Förderung von Klein bahnen.. 450 000 000 Mark; 
II. Zur Gewährung von Darlehen an notleidende nebenbahnähnliche 
Kleinzehn 8 6 000 000 000 » 


Insgeſamt .... 6 450 000 000 Mark. 


(2) Über die Verwendung des Fonds zu I wird dem Landtage alljährlich Rechenſchaft abge⸗ 
legt werden. ̃ 


8 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 bewilligten Summe eine 
Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die An— 
leihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 2 v. H. des für den Anleihezweck aufgenommenen 
Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld 
oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 v. H. 
der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen verrechneten Beträge 
anzuſetzen. f 15 


(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 

ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 
a (6) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in- und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar oder auch auf Einheiten von Sach. 
werten (Tonnen Kali, Zentner Roggen uſw.) geſtellt werden. a 
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(4) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. f 

(5) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem ar Nennbetrage 
beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlssung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Um- 
lauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abf. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Weicgünzen für die Zahlung im Ausland überlaſſen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Gef etz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
lag | faſſung 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 4. Auguſt 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Für den Finanzminiſter: 
Braun. Siering. Boelitz. 


(Nr. 8 e e egen zum Reichsmietengeſetz. Vom 4. Auguſt nn 


a Ausführung des Reichsmietengeſetzes beſtimme ich unter Aufhebung meiner lu 
verordnung vom 12. Juni 1922, jedoch unter Aufrechterhaltung der e zu § 18 und 
2 was folgt: 

A. Allgemeine Veſtimmungen. 5 

J. Gemeindebehörde im Sinne dieſes Geſetzes iſt der e (Magiſtrat oder 
Bürgermeiſter, Gemeindevorſteher), für Gemeinden unter 2000 Einwohner der Kreisausſchuß (fiehe 
aber XXX). 


II. Das Mieteinigungsamt Kr Mietzinsvereinbarungen über Gebäude oder Gebäudeteile 
5 auch von Amts wegen nachprüfen und, wenn der vereinbarte Mietzins im Vergleich zu der geſetzlichen 
2 Miete für einen Vertragsteil eine schwere Anbilligkeit darſtellt, an Stelle des vereinbarten Mict- 
zinſes die geſetzliche Miete feſtſetzen. N 
Die Gemeindebehörde kann anordnen, daß der Vermieter Vereinbarungen über die Höhe des 
Mietzinſes, nach denen eine andere als die geſetzliche Miete zu zahlen iſt, binnen zwei Wochen 
nach Abſchluß der Vereinbarung der Gemeindebehörde anzuzeigen hat. 


III. Von den Beſtimmungen des Reichsmietengeſetzes werden nach Anhörung des Reichs— 
arbeitsminiſters ausgenommen Räume in Gebäuden, die, abgeſehen von den Wohnungen des für 
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die Verwaltung, Bewachung und Beheizung des Gebäudes notwendigen hierfür angeftellten Perſonals 
(Hausverwalter, Hauswart, Heizer, Nachtwächter), ausſchließlich gewerblichen, geſchäftlichen oder 
induſtriellen Zwecken dienen. Für die Verwaltung, Bewachung und Beheizung eines Hauſes not- 
wendig ſollen im allgemeinen nicht mehr als zwei Angeſtellte angeſehen werden. 
: Ob die e vorliegen, entſcheidet auf Anrufen eines Vertragsteils das Miet⸗ 
i 
B. Beſondere Beſtimmungen. 
Berechnung der geſetzlichen Miete. 
IV. Von der Friedensmiete ſind in Häuſern ohne Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung 
bei jedem Mietraum, auf den die geſetzliche Miete Anwendung findet, abzurechnen: 
1. für Inſtandſetzungskoſten und die in der Friedensmiete enthalten geweſenen Betriebskoſten 
20 vom Hundert; a 
2. Vergütungen, die in der Friedensmiete enthalten ſind: 


a) für Nebenleiſtungen des Vermieters, welche nicht die Raumbenutzung betreffen, 
aber neben der Raumbenutzung auf Grund des Mietvertrags gewährt werden 
(Bereitſtellung von Waſſerkraft, Elektrizität, Dampf, Preßluft und dgl.); 

b) für Nebenleiſtungen des Vermieters, welche zwar die Raumnutzung betreffen, aber 
nur einzelnen Mietern zugute kommen (z. B. Spiegelglasverficherung); 

c) für ſonſtige von der Gemeindebehörde mit Zuſtimmung der kommunalen Aufſichts— 
behörde zu beſtimmende Nebenleiſtungen (3. B. Fahrſtuhlbenutzung). 

Das gleiche gilt für Häuſer mit Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung mit der Maß⸗ 
gabe, daß bei jedem Mietraum, auf den die geſetzliche Miete Anwendung findet, zunächſt für die 
Heizſtoffe für Sammelheizung 9 vom Hundert, für die Heizſtoffe für Warmwaſſerverſorgung 3 vom 
Hundert abzuziehen ſind. 

V. Die Hundertſätze unter IV 2 ſind von der Gemeindebehörde feſtzuſetzen. 

VI. Die Feſtſetzung des ortsüblichen Mietzinſes vom 1. Juli 1914 lediglich auf Grund des 
abgeſchätzten „Bauwerts vom 1. Juli 1914“ oder auf Grund einer Abſchätzung ohne Rückſicht 
auf die für Räume gleicher Art und Lage vereinbarten Mieten oder die Aufſtellung von Durch 
ſchnittsmietpreiſen für das Quadratmeter benutzter Fläche iſt unzuläſſig. Der ortsübliche Mietzins 
iſt im Einzelfalle durch Vergleich mit dem Mietzins zu ermitteln, „der für die mit dem 1. Juli 1914 
beginnende Zeit in der Gemeinde für Räume gleicher Art und Lage regelmäßig vereinbart war“. 

VII. Der Vermieter ſowie jeder Mieter können die Feſtſtellung, Feſtſetzung oder den Aus- 
gleich der Friedensmiete beim Mieteinigungsamt auch hinſichtlich ſolcher Räume beantragen, für 
welche nicht die geſetzliche Miete gezahlt wird, 

VIII. Bei der Feſtſetzung oder Feſtſtellung der Friedensmiete iſt a der Wert aller geld⸗ 
werten Nebenleiſtungen, die der Mieter vertraglich vor dem 1. Juli 1914 übernommen hatte 
(3. B. Inſtandſetzungsarbeiten, Entrichtung des Mietzinſes durch e der Friedensmiete 
hinzuzurechnen. 

Der Zuſchlag für die Seeigerung der Sie nach 5 3 Abs. Nr. 1. 
IX. Der Zuſchlag für die Steigerung der Zinſen und für die Steigerung der Koſten für 
die Erneuerung der Grundſtücksbelaſtung ($ 3 Nr. 1) iſt in einem Hundertſatz feſtzuſetzen. 
64* 


Be 
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Bei der Feſtſetzung des Zuſchlags in einem Hundertſatze kann die Gemeindebehörde in der 
Weiſe verfahren, daß von ihr unter Zuziehung von Vermietern und Mietern bzw. Vertretern 
von Vermieters oder Mieterorganiſationen (vgl. § 11) eine Anzahl Miethäuſer ausgeſucht werden, 
die ſeit dem 1. Juli 1914 den Eigentümer nicht gewechſelt haben, deren Belaſtung in der Vor⸗ 
kriegszeit im Verhältnis zum gemeinen Grundſtückswerte vom 1. Juli 1914 in dem Bezirke, für 
den der Zuſchlag feſtgeſetzt wird, als allgemein üblich anzuſehen war, und die ſeit der Vorkriegszeit 
nicht höher geworden iſt. Säufer, die mit Hypotheken belaſtet find, die die ſogenannte Gold— 
klauſel (rückzahlbar oder verzinslich in Gold) enthalten, dürfen als Typenhänſer nicht ausgewählt 
werden; ebenſo nicht von Intereſſenten bezeichnete Häuſer. Inſoweit bei derartigen Häuſern auf 
Grund der vorgelegten Belege eine Steigerung der Hypothekenzinſen und eine Steigerung der 
Koſten für die Erneuerung der Grundſtücksbelaſtung feſtgeſtellt wird, iſt die Steigerung bei jedem 
Typenhaus in einen Hundertſatz der Geſamtgrundmiete umzurechnen und ſodann bei den aus⸗ 
geſuchten Häuſern ein mittlerer Durchſchnitt zu ziehen. Der Durchſchnittshunderkſatz iſt als Zuſchlag 
zur Grundmiete feſtzuſetzen. i 

Die Berechnungen an den ausgeſuchten Häuſern find den Vertretern der Vermieter und 
Mieterorganiſationen auf Verlangen zur Kenntnisnahme ee 

Die Zinsſteigerung und die Steigerung der Koſten für die Erneuerung der Grundſtücksbelaſtung 
kann auf Antrag der . mit Zuſtimmung der Kommunalaufſichtsbehörde auf die 
Mieter umgelegt werden. 


Der Zufchlag für die Vetriebskoſten nach § 3 Abf. I a 23 
X. Als Betriebskoſten gelten: 
1. die für das Haus zu entrichtenden Grund- und Gebändefteuern; 
2. Entwäſſerungs⸗(Kanaliſations) Gebühren und Entgelt für Fäkalienabfuhr, 
3. Straßenreinigungsgebühren; 
4. Waſſergeld; 
5% Schornfteinfegergeld; 
6. die Koſten für Müll- und Schlackenabfuhr; 
7. die Koſten für die Treppen- und Flurbeleuchtung ſowie für die e dei ee 
Räume, die für die gemeinſame Benutzung der Mieter beſtimmt ſind (z. B. gemeinſamer 
Trockenboden, Waſchküche, Keller); 
8. die Koſten für Verſicherung gegen Feuer- Glas-, Waſſerleitungs⸗, Sturm⸗ And u 
ſchäden ſowie auch Haftpflichtverſicherung in ortsüblicher Höhe; n 
9. die Koſten für Bürgerſteig⸗ und Straßenunterhaltung; 
10. die Koſten für die von einer Behörde zur Beſeitigung einer Anſteckungsgefahr getroffenen 
Maßnahmen (z. B. Rattenvertilgung); 
11. die Verwaltungskoſten einſchließlich eines billigen Entgelts für die für das Haus auf⸗ 
gewandte Tätigkeit; 
12. die Koſten, die dem Vermieter durch die Beſchaffung des Reinigungsmaterials entſtehen. 


XI. Für die Betriebskoſten iſt ein allgemeiner Hundertſatz feſtzuſetzen. 


Die in IV 2 a, b und e genannten Nebenleiſtungen und die Koſten der Heizſtoffe für 5 
Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung, wozu auch die Koſten der Anfuhr gehören, ſind in 
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der Bekanntmachung betreffend die Feſtſetzung eines allgemeinen Hundertſatzes ausdrücklich auszu- 
nehmen. Sie ſind nach § 12 getrennt von der geſetzlichen Miete zu berechnen. Soweit derartige 
RUND N . B. Glasverſicherung) nur bei einzelnen Mietern entſtehen, haben nur dieſe ſie 
zu tragen. Dir, K Roften des Fahrſtuhlbetriebs gehen mangels anderweitiger Vereinbarungen zu 
Laſten derjenigen Mieter, deren Mieträume an den Fahrſtuhl angeſchloſſen find, ſofern nicht alle 
dieſe Mieter auf die Benutzung des Fahrſtuhls verzichten: 

Die Feſtſetzung eines Zuſchlags für Abſchreibung und Riſikoprämie iſt unzuläſſig. 


XII. Hat die Gemeindebehörde bei der Feſtſetzung des Zuſchlags für Zinsſteigerung nach 
IX Abſ. 2 verfahren, ſo iſt der allgemeine Zuſchlag für Betriebskoſten an den ausgeſuchten Häuſern 
in der gleichen Weiſe zu berechnen, d. h. die Geſamtſumme der Betriebskoſten iſt bei jedem einzelnen 
Hauſe in einen Hundertſatz der Geſamtgrundmiete umzurechnen, worauf bei den ausgeſuchten Häuſern 
der Durchſchnittshundertſatz als Zuſchlag zur Grundmiete feſtzuſetzen iſt. Die geſamten Berechnungen 
an den ausgeſuchten Häuſern, auch die zu IX, find den Vertretern der Vermieter bzw. Mieter⸗ 
organifationen auf Verlangen zur Kenntnisnahme vorzulegen. 


XIII. Betriebskoſten mit Ausnahme der unter X 11 und 12 aufgeführten Koſten können 
auf Anordnung der Gemeindebehörde auf die ſelbſtändigen Wohnungen oder die ſelbſtändigen Miet 
räume anderer Art umgelegt werden. Hierbei ſind auch Räume, für die nicht die geſetzliche Miete 
zu zahlen iſt oder die nicht vermietet ſind, zu berückſichtigen. 


XIV. Wird ein Grundſtück veräußert, ſo iſt die Umlegung der Betriebskoſten inſoweit un⸗ 
zuläſſig, als ſie durch die Veräußerung entſtanden ſind. 

Wird ein Grundſtück veräußert und neu zur Grund- und Gebäudeſteuer veranlagt, ſo iſt die 
Umlage der hierdurch erhöhten Grund- und Gebäudeſteuern zuläſſig. 


XV. Wird die Umlegung der Betriebskoſten angeordnet, fo ſind die Feuerverſicherungs⸗ 
beiträge in angemeſſener Höhe auf die ſelbſtändigen Wohnungen oder die ſelbſtändigen Mieträume 
anderer Art in Höhe von 95 vom Hundert umzulegen. Hierbei find auch Räume, für die nicht 
die geſetzliche Miete zu zahlen iſt oder die nicht vermietet ſind, zu berückſichtigen. 

Steht das Haus in einer beſonderen Gefahrenklaſſe, ſo gehen die durch die Verſicherung des 
Gebäudes in der höheren Gefahrenklaſſe entſtehenden Mehrkoſten zu Laſten desjenigen Mieters 
(oder Vermieters), der ſie verurſacht hat. 

Bei Streit über die Angemeſſenheit der Verſicherungsbeiträge entſcheidet auf Anrufen eines 
Vertragsteils das Mieteinigungsamt. 


XVI. Soweit die Höhe der Betriebskoſten nicht durch Staat oder Gemeindebehörde oder 
durch einen anderen öffentlich rechtlichen Verband beſtimmt ift, hat die Gemeindebehörde die Höhe 
durch einen Hundertſatz zur Grundmiete zu begrenzen. Die Kommunalaufſichtsbehörde kann die 
Begrenzung ändern. Sie kann auch die Umlegung von Amts wegen anordnen. 


XVII. Der Vermieter kann unbeſchadet der Beſtimmung des nächſten Abſatzes die Zahlung 
der Betriebskoſten erſt verlangen, nachdem er die Belege den Mietern oder, wenn eine Mieter⸗ 
vertretung vorhanden iſt, dieſer vorgelegt und gemeinſchaftlich mit ihnen die Geſamtſumme der 
umzulegenden Betriebskoſten in einen Hundertſatz der Geſamtgrundmiete umgerechnet hat. Dieſer 
Hundertſatz iſt als Zuſchlag zu jeder einzelnen Grundmiete des Hauſes hinzuzurechnen. 
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XVIII. Die Gemeindebehörde kann einen angemeſſenen Hundertſatz der Grundmiete, höchſtens 
jedoch in Höhe von 8 der im letzten Monat oder im letzten Vierteljahr entſtandenen Betriebs— 
koſten, beſtimmen, den der Vermieter als monatlichen oder vierteljährlichen Vorſchuß auf die um⸗ 
zulegenden Betriebskoſten von den Mietern außer der Grundmiete und den nach feſten Zuſchlag— 
ſätzen zu erhebenden Beträgen bei der Mietzahlung verlangen darf. 

Die Abrechnung der von den Mietern geleiſteten Vorſchußzahlung 1 bei der 1 

Zu weiterer Vorſchußzahlung iſt der Mieter erſt verpflichtet, wenn über die im letzten Monat 
oder Kalendervierteljahr geleiſtete Vorſchußzahlung abgerechnet worden iſt. a 


Der Zuſchlag für die Koſten für laufende Inſtandſetzungsarbeiten nach $ 3 Abſ. 1 Nr. 3. 

XIX. Für die Koſten für laufende Inſtandſetzungsarbeiten iſt ein allgemeiner Hundertſatz feſt— 
zuſetzen. 

Das Tapezieren und Anſtreichen oder Kalken der Wände und Decken, das Streichen der Fuß⸗ 
böden und der Fenſter, das Anſtreichen der Türen, die Inſtandhaltung der Badeeinrichtungen, der 
Waſſerhähne (Neuauflegung von Scheiben), der Kochherde, der Ofen innerhalb der Wohnungen 
oder ſonſtiger Mieträume ſowie das Inſtandhalten der Jalouſien kann von dem allgemeinen 
Hundertſatz ausgenommen werden. Auf Antrag einer Gemeindebehörde kann die Kommunalauf— 
ſichtsbehörde die Herausnahme dieſer Inſtandſetzungsarbeiten anordnen. 

Soweit Koſten für laufende Inſtandſetzungsarbeiten aus dem allgemeinen Hundertſatz ausge— 
nommen ſind, hat jeder Mieter nur die Koſten der in ſeinen Mieträumen tatſächlich gemachten 
Reparaturen gegen Vorzeigen der Belege zu tragen. Der Mieter iſt vor der Vornahme der 
Reparaturen zur Beſtimmung der Handwerker berechtigt, die die Arbeiten ausführen ſollen. Er 
kann die Arbeiten ſelber ausführen, ſofern er die erforderliche berufliche Ausbildung hierfür beſitzt. 

Bei Streit über die Notwendigkeit einer ſolchen Inſtandſetzungsarbeit und über die Eignung 
des Mieters zur Ausführung derſelben entfcheidet die im § 6 genannte Stelle, ob ar Arbeit aus- 
zuführen iſt. 

Der Anſpruch des Mieters (auch Zwangsmieters) gegen den Vermieter auf Aberlaſ ſung und 
Erhaltung der vermieteten Sachen in einem zu dem vertragsmäßigen 1 e Zuſtande 
gemäß §§ 536 ff. B. G. B. bleibt unberührt. 


XX. Der Vermieter hat in der Zeit vom 1. bis 10. Februar und vom 1. bis 10. Auguſt 
eines jeden Jahres den Mietern (oder der Mietervertretung) auf Antrag die Verwendung der 
Gelder für laufende Inſtandſetzungsarbeiten nachzuweiſen. Weigert ſich der Vermieter, dieſen Nach- 
weis zu erbringen, jo kann er auf Antrag der Mieter oder der Mietervertretung durch die Ge- 
meindebehörde nach Maßgabe des § 132 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 hierzu angehalten werden. 


XXI. Als „Stelle“ im Sinne des § 6 Abſ. 2 wird die Gemeindebehörde beſtimmt. Dieſe iſt 
befugt und auf Anordnung der Kommunalaufſichtsbehörde verpflichtet, eine paritätiſch aus Vermietern 
und Mietern zuſammengeſetzte Schlichtungsſtelle einzuſetzen. 

Die Vorſitzenden und die Beiſitzer diefer Stelle werden von der Gemeindebehörde ernannt. 

Das Nähere über die Einrichtung der Schlichtungsſtelle und über das Verfahren beſtimmt die 
Gemeindebehörde. 


Sie iſt berechtigt, für die durch das Verfahren entſtehenden Koſten Gebühren zu erheben. 


re 
8 
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XXII. Die „Stelle!“ hat auf Antrag der Mieter oder der Mietervertretung die ſachgemäße 


Ausführung aller notwendigen, zur Erhaltung des Hausbeſtandes, der Gebrauchsfähigkeit der 
Wohnungen und der Geſundheit der Mieter erforderlichen laufenden Inſtandſetzungsarbeiten zu 


ſichern. Sie kann Inſtandſetzungsarbeiten dieſer Art auch von Amts wegen anordnen. Zu dieſem 
Zwecke kann ſie insbeſondere die Anordnung treffen, daß der Inſtandſetzungszuſchlag von allen 
Mietern bis zur Höhe des erforderlichen Geſamtbetrages an eine von ihr zu beſtimmende Stelle 
zu zahlen iſt; ſie kann die Mieter oder die Mietervertretung ermächtigen, die Arbeiten innerhalb 
einer beſtimmten Friſt ausführen zu laſſen oder auf andere Weiſe die Ausführung der Arbeiten 
anordnen. 

XXIII. Soweit von der Stelle eine Anordnung nach XXII getroffen iſt, können die Beträge 
von den Mietern wie Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 


Der Zuſchlag für große Inſtandſetzungs arbeiten nach 8 7. 
XXIV. Als große Inſtandſetzungsarbeiten gelten nur die im 8 5 aufgeführten Arbeiten. 


n a) Hauskonten. 
XXV. Mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters beſtimme ich: 

1. Hauskonten find in allen Gemeinden einzurichten, in denen die Gemeindebehörde die Ein- 
richtung ſolcher Konten beſchließt und die Kommunalaufſichtsbehörde zu dieſer Ein⸗ 
richtung die Genehmigung gibt. In denjenigen Gemeinden, in denen Hauskonten einſt⸗ 
weilen nicht eingerichtet werden, iſt es auf Grund des § 22 den Mieteinigungsämtern 
überlaſſen, im Einzelfalle einen Sonderzuſchlag für große Inſtandſetzungsarbeiten nach 
Abſ. 4 feſtzuſetzen. 

2. Die Anlage der Hauskonten hat nach näherer Anordnung der Gemeindebehörde ſo zu 
geſchehen, daß eine Verfügung über ſie ohne Zuſtimmung der Mieter oder der Mieter- 
vertretung nicht erfolgen kann. a 

3. Für die Einrichtung kommen nach Ermeſſen der Gemeindebehörde geſperrte Sparkaſſen⸗ 
bücher, geſperrte Konten bei Banken und ſonſtigen Kreditinſtituten — auch Konten auf 
den Namen des Vermieters und der Mieter oder der Mietervertretung lautend — in 
Betracht. N 

4. Bei Bemeſſung der Höhe des Zuſchlags iſt davon auszugehen, daß er nach 8 7 Abi. 1 
Zeile 1 nur zur Schaffung von Mitteln — nicht der Mittel — für große Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten dienen ſoll und nur für die Verzinſung und Tilgung des für große 
Inſtandſetzungsarbeiten aufgewandten Kapitals zu verwenden iſt. 

5. Die Mieter haben den Zuſchlag unmittelbar auf das geſperrte Hauskonto einzuzahlen. 

6. Auch der Vermieter hat für nicht vermietete Räume (3. B. eigene Wohnung des Haus; 
beſitzers, leerſtehende Räume und Räume, über die nicht ein Mietvertrag, ſondern ein 
Vertrag anderer Art abgeſchloſſen ift) ſowie für Räume, für welche nicht die geſetzliche 
Miete zu zahlen iſt, den entſprechenden Betrag auf das Hauskonto einzuzahlen (vgl. 
§ 7 Abf. 2). 

7. Das Hauskonto iſt lediglich für große Inſtandſetzungsarbeiten in Anſpruch zu nehmen. 


8. 


10. 


. 


5 d 
Die Zuſtimmung der Mieter zur Verwendung des Hauskontos Hat ſchriftlich zu er⸗ 


folgen. Sie kann durch die Mietervertretung erfolgen und hat die großen Inſtand— 
ſetzungsarbeiten, für die das Hauskonto in Anſpruch genommen werden ſoll, ſowie den 


Geldbetrag, bis zu deſſen Höhe die Zuſtimmung erteilt wird, genau zu bezeichnen. Die 
97 d ) 9 98 zu bez 


Zuſtimmung iſt unwirkſam, ſofern ſie ſich auf Inſtandſetzungsarbeiten bezieht, die nicht 
„große“ im Sinne des § 5 find. - 


Die Gemeindebehörde kann anordnen, daß eine Auszahlung aus dem Hauskonto nur 


dann erfolgen darf, wenn eine Beſcheinigung der Baupolizeibehörde vorgelegt wird, die 
die Notwendigkeit und die Angemeſſenheit der beantragten Mittel beſtätigt. 

Als „Stelle“, welche darüber zu entſcheiden hat, ob die Zuſtimmung der Mieter zur 
Verwendung über das Hauskonto zu erſetzen iſt, wird das Mieteinigungsamt beſtimmt. 
Reichen die Mittel des Hauskontos nicht für Verzinſung und Tilgung ſämtlicher 
großen Inſtandſetzungsarbeiten aus, ſo hat das Mieteinigungsamt nach Anhörung der 
Baupolizeibehörde zu beſtimmen, welche großen Inſtandſetzungsarbeiten zunächſt vorzu- 
nehmen ſind. 5 


XXVI. Vorbehaltlich von Zuſchlägen im Einzelfalle gemäß XXVII haben einen allgemeinen 
Zuſchlag nach § 7 Abſ. 1 für große Inſtandſetzungsarbeiten die Mieter in denjenigen Gebäuden 
nicht zu entrichten, welche 


15 


2. 


mit Ausnahme der Hauswartwohnung nicht mehr als drei ſelbſtändige Wohnungen oder 
Mieträume anderer Art enthalten, 

nach dem 1. Januar 1920 von dem Vermieter erworben ſind, ſofern nicht der Erwerb 
infolge unmittelbaren Erbanfalles eingetreten iſt. Als der nach § 9 maßgebliche Zeit⸗ 
punkt iſt die Eintragung des Rechtes des Vermieters am Gebäude im Grundbuch anzu— 
ſehen. Die Zahlungspflicht erliſcht bei monatlicher Mietzinszahlung zum nächſten 
Monatserſten, bei vierteljährlicher Mietzinszahlung zum nächſten Vierteljahreserſten nach 
dem Erwerb. 


Der Erwerber des Rechtes am Grundſtück tritt mit dem Zeitpunkt der Eintragung des Rechtes 
im Grundbuch in die Rechte und Pflichten an dem bis zum Erwerb aufgeſammelten Hauskonto 
ein. Wird das Gebäude zerſtört, iſt das Hauskonto für den Wiederaufbau mitzuverwenden. Das 
Nähere beſtimmt erforderlichenfalls das Mieteinigungsamt, falls es die Zuſtimmung der Mieter 
erſetzt. Nach § 9 Abf. 1 iſt in jedem einzelnen Falle vom Mieteinigungsamte zu prüfen, ob 
Mängel vorliegen, die beim Erwerbe des Gebäudes bereits vorhanden waren und die der Erwerber 
gekannt hat oder kennen mußte. 


b. Zuſchläge im Einzelfall. 


XXVII. 1. Soweit Hauskonten nicht eingerichtet ſind, iſt auf Antrag eines Vertragsteils vom 


Mieteinigungsamt ein Zuſchlag für die Verzinſung und Tilgung von Mitteln — nicht 
der Mittel — für die Koſten einer im Einzelfalle ſeit Oktober 1920 — nicht vor 


her — ausgeführten und notwendigen oder in den nächſten zwölf Monaten nach Stellung 


des Antrags auszuführenden notwendigen großen Inſtandſetzungsarbeiten unter Berück— 
ſichtigung der Bedürfniſſe des Grundſtücks, d. h. der Erhaltung ſeiner Bewohnbarkeit, 
für einen genau beſtimmten Zeitraum feſtzuſetzen. i 


. 
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2. In Zweifelsfällen hat das Mieteinigungsamt ein Gutachten der Handwerkskammer über 
die Angemeſſenheit der angeſetzten Preiſe einzuholen. 


3. Iſt von der Gemeindebehörde ein Ausgleichsfonds nach 8 7 Abſ. 3 eingerichtet, darf 

die Feſtſetzung des Sonderzuſchlags nicht eher erfolgen, als bis feſtſteht, ob Mittel aus 
dem Ausgleichfonds für die betreffenden großen Inſtandſetzungsarbeiten bewilligt ſind. 
Inſoweit Mittel aus dem Ausgleichsfonds für die in Betracht kommenden Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten gewährt find, find Sonderzuſchläge nicht zu bewilligen. 

4. Die Gemeindebehörde hat einen Hundertſatz der Grundmiete feſtzuſetzen, den das Miet⸗ 
einigungsamt bei Feſtſetzung von Zuſchlägen für große Inſtandſetzungsarbeiten nicht über- 
ſchreiten darf. 


Auf die perſönlichen Verhältniſſe der Parteien kann bei Feſtſetzung des Zuſchlags 
in angemeſſener Weiſe Rückſicht genommen werden. Inwieweit der Vermieter an den 
Koften der großen Inſtandſetzungsarbeiten zu beteiligen iſt, bleibt dem Ermeſſen des 
Mieteinigungsamtes überlaſſen. Bei Vernachläſſigung der Unterhaltung des Grundſtücks, 
insbeſondere bei Eingriff der Gemeindebehörde auf Grund des § 8, hat die Heranziehung 
des Vermieters zu den Koſten in einer der Vernachläſſigung entſprechenden Weiſe zu 
geſchehen. : BE 
Bei nach dem 1. Januar 1920 durch Veräußerung erworbenen Gebäuden ſind Zuſchläge 
für ſolche Mängel nicht zu bewilligen, die beim Erwerbe des Gebäudes bereits vor— 
handen waren und die der Vermieter gekannt hat oder kennen mußte. 


(> | 


anderen Beteiligten entſprechend zu verteilen. a 


Das Mieteinigungsamt hat die Ausführung der großen Inſtandſetzungsarbeiten, für die 
ein Zuſchlag bewilligt ft, durch geeignete Anordnungen zu ſichern 6. B. erforderlichen: 
falls die Anordnung zu treffen, daß die Zuſchläge direkt an die Stelle abzuführen ſind, 
bie das Kapital für die Inſtandſetzungsarbeiten zur Verfügung geſtellt hat). 


u | 


c) Ausgleichsfonds. 
XXVIII. 1. Die Gemeindebehörde iſt befugt und auf Anordnung der Kommunalaufſichtsbehörde 
verpflichtet, einen beſonderen Zuſchlag zu der Abgabe zur Förderung des Wohnungs- 
baues zu erheben und einem von ihr einzurichtenden Ausgleichsfonds zuzuführen. 
5 Der Zuſchlag iſt ſowohl bei Feſtſetzung eines allgemeinen Zuſchlags nach 8 7 
Abf. 1 als auch bei Verweiſung der Vermieter auf den Sonderzuſchlag nach § 7 
Abf. 4 zuläſſig. VVV = 
Aus dem Ausgleichsfonds können die Gemeindebehörden an wirtſchaftlich Schwache 
Beihilfen nach billigem Ermeſſen gewähren. F 
Geſeßſamml. 1923 Nr. 47. 65 


rn 


2. Über die Verwaltung und Verwendung des Ausgleichsfonds hat die Gemeindebehörde 
eine Satzung zu erlaſſen, die der Kommunalaufſichtsbehörde zur Genehmigung vor- 
zulegen ift, b u 

3. Über einen Antrag auf Gewährung von Mitteln aus dem Ausgleichsfonds iſt unter 
Hinzuziehung von Vermieter⸗ und Mietervertretern zu entſcheiden. Sind örtliche Ver⸗ 
mieter⸗ und Mietervereinigungen vorhanden, ſo ſind die von dieſen benannten Vertreter 
zu hören. 

4. Der Antrag kann ſowohl vom Vermieter wie von der Mietervertretung geſtellt werden. 


Die Anträge auf Gewährung von Mitteln aus dem Ausgleichsfonds find von Amts 
wegen darauf zu prüfen, ob der Tatbeſtand des § I Abſ. 1 vorliegt. Für Mängel, 
die der Käufer beim Erwerbe des Gebäudes gekannt hat oder kennen mußte, dürfen 
Mittel aus dem Ausgleichsfonds nicht bewilligt werden. 


an 


XXIX. Bei der Entſcheidung über die Ergänzung der Zuſtimmung der Mieter zur Ver- 
wendung über das Hauskonto, über Bewilligung von Zuſchlägen für große Inſtandſetzungsarbeiten 
im Einzelfall und bei der Entſcheidung über Anträge auf Bewilligung von Mitteln aus dem 
Ausgleichsfonds iſt von Amts wegen zu prüfen, ob der Tatbeſtand des § 9 Abſ. 2 vorliegt. So- 
weit die Vorausſetzungen des § 9 vorliegen, iſt die Gemeindebehörde auf Antrag der Mieter oder 
Mietervertretung verpflichtet, die Beſeitigung der Mängel auf dem im $ 8 bezeichneten Wege 
herbeizuführen. - 


Das Verfahren bei der Feſtſetzung der Hundertſätze. 

XXX. Die Feſtſetzung der unter IV 2, IX, XI, XIX, XXV, XXVIII bezeichneten Hundert⸗ 
ſätze wird für Gemeinden bis zu 2 000 Einwohnern den Kreisausſchüſſen, für Gemeinden über 
2000 Einwohner der Gemeindebehörde übertragen. Mit Genehmigung der Kommunalauffichts- 
behörde kann auch für Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern dieſe Befugnis von anderen Der 
waltungsſtellen (Amtmann, Landbürgermeiſter) ausgeübt werden. > 

Die Gemeindebehörden haben die Beſchlüſſe über die Feſtſetzung der Hundertſätze gegebenenfalls 
unter Beifügung der an den ausgeſuchten Häuſern aufgeſtellten Berechnungen ſowie der mit den 
Intereſſentenvertretern gepflogenen Verhandlungen der Kommunalaufſichtsbehörde einzureichen. Dieſer 
ſteht binnen zwei Wochen nach Eingang der Anzeige ein Einſpruchsrecht zu. Wird innerhalb der 
genannten Friſt der Einſpruch nicht eingelegt oder verzichtet die Behörde ſchon vor Ablauf der 
Friſt auf Einlegung des Einſpruchs, ſo gelten die Beſchlüſſe als genehmigt. Eine Abänderung 
der Hundertſätze durch die Kommunalaufſichtsbehörde iſt zuläſſig. Die genehmigten Beſchlüſſe find 
in ortsüblicher Weiſe zu veröffentlichen. 


XXXI. Die Umlegung der Koſten der Heizſtoffe für Sammelheizung und Warmwaſſer⸗ 
verſorgung oder eines von beiden ſoll nach Quadratmetern der Heizfläche erfolgen. Die Wahl 
anderer Maßſtäbe durch die Gemeindebehörde iſt zuläſſig. Die Koſten der Beheizung der gemein- 
ſam benutzten Räume ſind auf die Rauminhaber zu verteilen. Soweit Nebenleiſtungen nach 
8 12 Abf. 1 Satz 2 nur einzelne Mieter zu tragen haben, kann die Zahlung erſt verlangt werden, 
nachdem die Rechnungen und ſonſtigen Belege vom Vermieter den betreffenden Mietern vorgelegt ſind. 
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u > Die Berechnung der Untermiete. | 
XXXII. Die Untermiete ift in der Weiſe zu berechnen, daß zunächſt der Geſamtbetrag der 
geſetzlichen Miete feſtzuſtellen ift, die der Untervermieter ſelbſt für den leeren Raum zahlt. Zu 
dieſem von dem Untervermieter für den leeren Raum zu entrichtenden Mietzins ſind Zuſchläge 
für die Überlaſſung von Einrichtungsgegenſtänden, Beleuchtung, Heizung, Bedienung und Hergabe 
der Wäſche nach näherer Anordnung der Gemeindebehörde zu zahlen. Die Feſtſetzung von Zu⸗ 
ſchlägen zur Hauptmiete wegen Untervermietung iſt unzuläſſig. 
XXXIII. Ob die Vorausſetzungen des Schlußſatzes des § 16 Abſ. 1 zutreffen, entſcheidet 
die zuſtändige Kommunalaufſichtsbehörde, 


. Die Mietervertretung. f 
XXXIV. Jeder Mieter ift berechtigt, die Wahl einer Mietervertretung zu betreiben. Von 
der vorzunehmenden Wahl ſind ſämtliche anderen Mieter in Kenntnis zu ſetzen. Die Wahl erfolgt 
formlos. Jede Mietpartei hat eine Stimme. Wahlberechtigt ſind ſämtliche Mieter. Wohnt der 
Hauptmieter nicht in der Wohnung, iſt auch der Untermieter ſtimmberechtigt. Die Mietervertre⸗ 
tung gilt als ordnungsmäßig gewählt, wenn ſie die Mehrzahl der Stimmen der Mieter auf ſich 
vereinigt. Das Wahlergebnis iſt dem Vermieter mitzuteilen. N 


XXXV. Die Mieter von Mieträumen mit Sammelheizung beziehungsweiſe Warmwaſſer⸗ 

verſorgung haben eine Mietervertretung von 1 bis 3 Perſonen zu wählen. | 

Bei Beſchaffung, Lagerung und Verwendung der Heizſtoffe hat die Mietervertretung ein Mit⸗ 
wirkungs⸗ und Aufſichtsrecht. Im Streitfall entſcheidet das Miteinigungsamt. 

XXXVI. Der Vermieter iſt verpflichtet, über den Ankauf und über nach näherer Anordnung 
der Gemeindebehörde zu zahlende Vorſchüſſe und ihre Verrechnung genau Buch zu führen, die 
Berechnungsbelege geordnet aufzubewahren und der Mietervertretung jederzeit Einſicht zu gewähren. 

Beſchafft ein Vermieter die notwendigen Heizftoffe nicht rechtzeitig, jo iſt die Mietervertretung 
nach Ablauf einer von ihr dem Vermieter geſtellten Friſt befugt, die Heizſtoffe allein einzukaufen. 

Der Vermieter kann einen nach näherer Anordnung der Gemeindebehörde zu zahlenden Vor⸗ 
ſchuß für die Heizſtoffe nur dann erheben, wenn die Mietervertretung das für die Heizſtoffe er⸗ 
forderliche Einkaufsgeld nicht ſelbſt aufbringt. Wohnt der Vermieter ſelber in dem Hauſe, hat 
er die Koſten der Heizung anteilig zu tragen. 5 

XXXVII. Streitigkeiten über die Anwendung und Auslegung der bisherigen Beſtimmungen 
zur Ausführung des Reichsmietengeſetzes beziehungsweiſe über die auf Grund der bisherigen Aus- 
führungsbeſtimmungen durch die Gemeindebehörde erlaſſenen Bekanntmachungen find nach den bis- 
herigen Vorſchriften zu erledigen. er 

XXXVIII. Dieſe Ausführungsbeſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 4. Auguſt 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Ve ae, Da Se . 
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Bekanntmachung. C 5 


9 5 Vorſchrift des Giſehes, vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. ©: 357) ud 1 


I 


10. 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Mai 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Firma Meyer⸗Kauffmann Textilwerke, Aktiengeſellſchaft in Tannhauſen 
(Schleſien), für die Verlegung einer elektriſchen Hochſpannungs und einer Hochdruck⸗DampfVerbindungs⸗ 
leitung, durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 25 S. 223, ausgegeben am 23. Juni 1923; 


Der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Juni 1923, betreffend die Verleihung des 


Euteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft „Weſtfäliſche Nleinbahnen “ in Letmathe für die Her⸗ 
ſtellung einer Ausweiche auf der Kleinbahnſtrecke Weſtig-Ihmert-Altena, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Arnsberg Nr. 28 S. 228, ausgegeben am 14. Juli 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Juni 1923, betreffend die Verleihung des 
Euteignungsrechts an die Firma »Phönix« Schamotte, und Dinaswerke, G. m. b. H. in Spich 


1 8 für den Betrieb ihrer Drahtſeilbahn, das Amtsblatt der Regierung in Köln 
Nr. 26 S. 165, ausgegeben am 30. Juni 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Juni 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Oberlandzentrale Stralſund, Aktiengeſellſchaft in Stralſund, für die Auf 
ſtellung eines Eiſenmaſtes für die Fernleitung von Stralſund nach Kenz, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Stralſund Nr. 26 S. 145, ausgegeben am 30. Juni 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Juni 1923, betreffend die Ausdehnung des 


dem Überlandwerk Gumbinnen, G. m. b. H. in Gumbinnen, durch Erlaß vom 24. März 1923 verliehenen 
Enteiguungsrechts, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 27 S. 209, ausgegeben am 7. Juli 1923, und 

der Regierung in Allenſtein Nr. 26 S. 119, ausgegeben am 30. Juni 1923, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Juni 1923, betreffend die Genehmigung des 


vom außerordentlichen 60. Generallandtag der Oſtpreußiſchen Landſchaft beſchloſſenen XII. Nachtrags 
zur Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Königsberg Nr. 25 S. 207, ausgegeben am 23. Juni 1923, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 25 S. 193, ausgegeben am 23. Juni 1923, 

der Regierung in Allenſtein Nr. 26 S. 118, ausgegeben am 30. Juni 1923, und 

der Regierung in Marienwerder Nr. 26 S. 126, ausgegeben am 30. Juni 1923; ; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juni 1923, betreffend die Verleihung, des 


Enteignungsrechts an die Gemeinde Polſum im Kreiſe Recklinghauſen für den Bau einer neuen Kreis⸗ 
11 2 J 15 Herveſt, durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 30 S. 233, ausgegeben 
am 28. Juli 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsiminiſteriums vom 30. Juni 1923, betreffend die Verleihm 9 des Ent⸗ 


eignungsrechts an die Gemeinde Marl im Kreiſe Recklinghausen für den Bau einer neuen Kreisſtraße 
ar eh durch — Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 30 S. 233, ausgegeben am 
28. Juli 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Juli 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die chemiſche Fabrik Heſſen, Guſtav Wagner in Biedenkopf, für die Errichtung 
eier 1 5 durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 29 S. 151, ausgegeben am 
21. Juli 1923; 


der Erlaß des Prrußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Juli 1923, betreffend die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Köln für die Anlage eines Licht Luft⸗ und Sonnenbades, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 29 S. 185, ausgegeben am 21. Juli 1923. ; 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerti. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


